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Einrichtungen in öffentlicher Trägerschaft wurden in den letzten Jahr-
zehnten privatisiert ! oft begleitet von heftigen Kontroversen. In diesen
Debatten wurden die Folgen für die Beschäftigten oft nur wenig beachtet,
und geschlechtsspezifische Wirkungen wurden erstaunlich wenig themati-
siert, obwohl durch Privatisierung ein gleichstellungsrechtlicher Rückschritt
droht. Denn Gleichstellungsgesetze für den öffentlichen Dienst sind da-
nach nicht mehr anwendbar; Errungenschaften wie die Gleichstellungs-
beauftragte oder Quotierungsregeln gehen verloren. Sandra Lewalter
liefert mit diesem Buch erstmals eine umfassende Darstellung des für
Organisationsprivatisierung relevanten europäischen und nationalen
Gleichstellungsrechts. Die Kernaussage: Privatisierungsakteure sind ver-
pflichtet, dieses Recht zu beachten. Durch die innovative Verknüpfung von
wirtschaftsrechtlich komplexen Sachverhalten mit Gleichstellungsrecht
entwickelt die Autorin konkrete Vorgaben und Handlungsoptionen für
eine gleichstellungsorientierte Umsetzung von Privatisierung. Ferner kon-
kretisiert sie die Beteiligungsrechte von Gleichstellungsbeauftragten und
Personalräten bei Privatisierung.
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